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1. Einleitung

In den Sitzungen unseres Seminars im vergangenen Semester haben wir versucht, Fallbeispiele für bereits erfolgte, wenn vielleicht auch noch nicht gänzlich abgeschlossene, umfangreiche (holistische) Reformen zu finden. Diese wurden dann anhand mehrerer Gesichtspunkte, so z. B. den Fragen: erfolgte eine Regeländerung/ ein Institutionenwandel, ist der Fall praktikabel/ bearbeitbar für uns, liegt schon ein bewertbares Ergebnis vor, hat der Fall Relevanz für uns, herrschen demokratische Bedingungen, diskutiert. Es wurde auch geprüft, ob die vorgeschlagenen Reformbeispiele in eine Beziehung zu der von uns erarbeiteten Matrix der Rationalitätszweifel gebracht werden können. In dieser Matrix haben wir durch die Kreuzung zweier analytischer Dimensionen, zum einen den Analyseebenen Mikro-, Meso- und Makro-, zum anderen den heuristischen Sinnreferenzen sachlich, zeitlich und sozial, ein Raster geschaffen, in welches wir die fundamentalen Zweifel aus der politikwissenschaftlichen Literatur an der Möglichkeit der Realisierung holistischer Reformen eingetragen haben. Ein Überbau mit dem Titel „gesellschaftstheoretische Aspekte“ vervollständigt die Tabelle. Anstelle einer Erläuterung sei die Matrix hier eingefügt, da ich mich an verschiedenen Stelle dieser Arbeit auf ihren Inhalt beziehen werde.

Matrix der Rationalitätszweifel 

PRIVATE
Gesellschafts- 
theoretische 
Aspekte
Die soziologische Systemtheorie (N. Luhmann) bestreitet prinzipiell die Möglichkeit politischer Interventionen mit zuverlässigen intendierten Wirkungen. 
„Kontextsteuerung“ (H. Willke) ist als eine Form kontingenter, nicht unbedingt wirkungssicherer Intervention zu verstehen. Für ihre theoretische Rekonstruktion scheint ein Wechsel von der zweiwertigen (wahr/unwahr) Logik zu einer „mehrwertigen“ Logik (wahr/unwahr/möglich) sinnvoll. Dem korrespondiert auch der Begriff „fuzzy logic“. 

PRIVATE

Sachlich
Zeitlich
Sozial

Makro
Gegenüber selbstreferentiellen Systemen ist keine zuverlässige transitive (ihrer Wirkung sichere) Steuerung konzipierbar. Es existieren systematische Grenzen rationaler Planung (Unregierbarkeit).
Es besteht unhintergehbare Unsicherheit über die Stabilität von Wandlungsfaktoren; unberechenbarer endogener Wandel ist möglich. 
Die Institutionenentwicklung ist i.d.R. pfadabhängig.
Individuelle Autonomie und kognitive/normative Diversität der Individuen sind unhintergehbar: Die Gesellschaft ist kein Kompositum homogener, determinierter Individuen.

Meso
Bei der Konstitution kollektiver Akteure 
kommt es zu: 
Zielverschiebung, 
Zielverfälschung und –korrumpierung.
Organisationen mit Binnendemokratie haben Probleme, langfristige Handlungsprogramme gegen Revisionswünsche durchzuhalten.
Partikularinteressen geniessen Organisationsvorteile gegenüber Allgemein- interessen, ebenso Einkommens- gegenüber Konsuminteressen.

Mikro
Voraussetzungs- und Qualitätdefizite ‚rationaler‘ Informationsverarbeitung; inadäquate Selektionskriterien
Unbekannte dynamische Veränderungen im Handlungsfeld; Vergangenheitsbezug des Wissens
Umweltabhängigkeit des Wissens (social embeddednes); normativer Bias (auch ästhetischer u.a. Bias)

Stand: 11.06.2002 

In einer der Sitzungen wurden auch die Bemühungen zur Privatisierung von Staatsunternehmen zur Diskussion gestellt, namentlich die der Deutschen Bundespost und die der japanischen Staatsbahnen (Japan National Railways, im folgenden JNR). Zunächst als geeignet erscheinend, wurden sie später jedoch als weiter zu verfolgender Testfall abgelehnt, mit dem Argument, es handele sich hierbei doch eher um den sehr speziellen Fall des Wandels eines Subsystems in der Wirtschaft, als um einen Wandel, der gesamtgesellschaftliche Auswirkungen hätte. Hinzu kam die Ansicht, bei dieser Art Reform handele es sich nur um den Teil einer regelrechten Welle der Privatisierung von staatseigenen Unternehmen, die Ende der 70er, Anfang der 80er Jahre, einhergehend mit dem Einzug neo-liberalen Gedankengutes in Wirtschaft und Politik, ausgehend von den USA, vornehmlich die sogenannten westlichen Industrienationen erfaßte und sich dort ausbreitete. Mit unserem Thema „Veränderungen in Großbritannien von Thatcher bis Blair“ sei die zunehmende Entstaatlichung bereits als Unterthema abgedeckt und deshalb als Sonderthema nicht weiter verfolgenswert.

Ich habe mich allerdings noch ein wenig weiter mit dem Problemkreis rund um die JNR beschäftigt und dabei einige, wie ich finde, interessante Aspekte gefunden, die ein neuerliches Aufgreifen, gerade eines Falles, der nicht im europäisch-amerikanischen Kontext liegt, für mich jedenfalls, dringend anraten. Den größten Teil meiner Argumentation werde ich am Ende dieser Arbeit unter Punkt 6. Versuchen, darzustellen, nur soviel vorneweg: erstens muß die Entstaatlichung der JNR, sowie anderer Staatsunternehmen, wie Nippon Telegraph and Telephone Corporation (NTT) oder des staatlichen Tabak- und Salzmonopols, nicht für sich allein, sondern als ein Teilaspekt der umfassenden Verwaltungsreform in Japan, Anfang der 80er Jahre, betrachtet werden, welche zweitens nur durch ein (wie auch immer geartetes) Zusammenspiel von Regierungskoalition, anderen Parteien, Wirtschaftsverbänden, Ministerialbürokratien, Gewerkschaften und der allgemeinen Öffentlichkeit iniziiert und am Laufen gehalten wurde. Der Privatisierung lagen drittens Vorschläge/der Bericht einer Kommission zu Grunde, die durch ein Überwachungskomitee in konkrete Maßnahmen umgewandelt wurden, sprich einen Plan, gleichwohl man wahrscheinlich nicht von einem bis ins Detail ausgearbeiteten Masterplan sprechen kann, welcher dann viertens über einen langen Zeitraum (Einsetzung der Kommission 1981, Bericht 1983, Umstrukturierung der Bahn 1987, Teilprivatisierung 1993, bis heute nicht abgeschlossen) verfolgt und umgesetzt wurde. Zumindest der letzte Punkt, die enorme Zeitspanne des Prozeßes widerspricht eindeutig dem Schnittfeld Meso-zeitlich, in dem es heißt: „Organisationen mit Binnendemokratie haben Probleme, langfristige Handlungsprogramme gegen Revisionswünsche durchzuhalten.“ All dies sind Punkte, die, wie ich meine, eine eingehendere Beschäftigung mit dem diesem Reformkomplex rechtfertigen.

1.1 Vorgehensweise und Probleme mit der Fragestellung

Nun liegt es in dem Umfang einer Hausarbeit und auch in der zur Verfügung stehenden Zeit begründet, daß ich hier nicht die gesamte Verwaltungsreform detailliert darstellen kann. Ich werde versuchen, mich auf den Teilbereich der Bahnprivatisierung zu beschränken, jedoch nicht wie beim Referat im Seminar, mit Hauptaugenmerk auf die technische Abwicklung der geplanten Reform zum anvisierten Stichtag und danach, sondern vielmehr möchte ich, und das war ja auch die Meinung der Kommilitonen in der Diskussion zum Thema, versuchen, das zu beschreiben und zu erklären, was uns Anhaltspunkte liefert, die Bedingungen, die politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Zustände in Japan, die den Prozeß, der in die Privatisierung der Bahn als Teil der Verwaltungsreform mündete, eingeleitet haben und ihn dann am Laufen hielten. Damit ist aber zugleich auch ein zentrales Problem angesprochen. Bei der Literaturrecherche ist mir aufgefallen, daß die meisten Arbeiten, und deren Zahl ist nicht sehr groß (nur zwei Monographien, die man auch als solche bezeichnen kann, Ishikawa & Imashiro 1998 und Köster 1998, der Rest sind Artikel in Sammelbänden oder Zeitschriften), die sich mit der Bahnreform beschäftigen, wenn überhaupt, sehr unzureichend auf die Hintergründe des Reformprozesses als solche eingehen. Im Vordergrund stehen hier meist die Beschreibung der Umstrukturierung/ Privatisierung der JNR, die damit einher-gehenden Veränderungen und die weitere Entwicklung der neuen Gesellschaften seitdem. Die Vorgeschichte wird meist nur bruchstückhaft dargestellt, hinzu kommt eine unterschiedliche Färbung der Arbeiten, mit zum Teil anderen Schwerpunkten, je nach „Lagerzugehörigkeit“ des Autors, sofern er Japaner ist. Die westlichen Berichte beziehen sich  teilweise aufeinander, sodaß auch hier nicht viel Neues zu finden ist. Artikel direkt zur Verwaltungsreform und ihre Hintergründe gibt es sehr wenige. In japanischer Sprache ist einiges von recht unterschiedlicher Qualität erschienen,
 dies wirft aber einige neue Probleme auf. Zum ersten das der Beschaffung, wobei in der Staatsbibliothek hier in Berlin, als Sammelschwerpunkt für Ostasien, noch einiges vorhanden sein dürfte, zum zweiten aber auch das Problem der Aufarbeitung/ Bearbeitung. Dieses Problem wird wohl der entscheidende Faktor dafür sein, daß wir im Projektseminar dieses Themengebiet nicht weiter verfolgen werden können. Da auch mir die Zeit dazu bisher fehlte, greife ich für diese Arbeit auf Quellen in westlicher Sprache zurück und schildere nun im folgenden die Abläufe zur und der Reform.

2. Der Weg zur Verwaltungsreform Anfang der 80er

2.1 Japans Krise in den 70er Jahren 

Alle Autoren, die sich mit der Vorgeschichte der Verwaltungsreform befassen, sind sich darin einig, daß Japan sich in den 70er Jahren, wie auch die anderen Industrienationen in einer Krise befand.
 Politische Instabilität herrschte, kein Kabinett  konnte sich länger als zwei Jahre halten, langfristige Politik wurde nicht geplant. Kumon Shumpei, später als Experte selber in zwei Unterausschüssen der Zweiten Ad-hoc-Kommission zur Verwaltungsreform tätig, benennt vier Gründe
 für das (finanzielle) Versagen der Regierung.

1. In der ersten Hälfte der 70er Jahre (dem Ende des japanischen Wirtschaftswunders) wurde die kontinuierliche Ausgabensteigerung für soziale Sicherungssysteme und Bildung in der Budgetplanung institutionalisiert.

2. Die Steuereinnahmen fielen den Ausgaben gegenüber erheblich zurück. Das war zum einen bedingt durch das Ende der Hochwachstumsphase, zum anderen durch die Rezession, die auf die erste (1973) und zweite (1979) Ölkrise folgte. 1974 gab es zum ersten mal seit dem II. Weltkrieg ein Negativ-Wachstum. Die Ausgaben-Einnahmen-Schere öffnete sich weiter aufgrund sinkender Steuereinnahmen. Zur Deckung der Ausgaben nahm der Staat Anleihen auf, die Staatsverschuldung stieg.

3. Um die Wirtschaft zu stimulieren, wurde vor allem ab den Jahren 1977 und 1978 eine Politik der antizyklischen Gegensteuerung durch deficit spending verfolgt, öffentliche Investitionen wurden massiv vorangetrieben. Die Folge, Verstärkung der finanziellen Schwierigkeiten.

4. 1979 war die Staatsverschuldung dermaßen angestiegen, daß die Regierung unter Premier Ôhira Masayoshi
 und seine Partei, die Liberaldemokratische Partei Japans (LDP), die Einführung einer allgemeinen Verbrauchssteuer zum Schuldenabbau befürworteten. Das traf jedoch auf erheblichen Widerstand seitens der Öffentlichkeit und führte bei den Parlamentswahlen 1979 zu leichten Stimmenverlusten für die LDP und einer Patt-Situation
 zwischen Opposition und Regierungskoalition der LDP im Parlament.

2.2 Öffentliche Reaktionen
Als die Regierung dann im Jahre 1980 das Budget für 1981 aufstellte, beschloß sie, die Steuereinnahmen zu erhöhen, nicht durch die Einführung einer neuen Steuer, was als politisch nicht durchsetzbar erkannt war, sondern durch die Erhöhung von bereits existierenden Steuern, hauptsächlich der Körperschaftssteuer. Dies führte zu einem Aufschrei in der Öffentlichkeit, vor allem bei führenden Wirtschaftsbossen, getragen durch die Massenmedien. Der Grund für die Empörung lag vor allem in der Tatsache begründet, daß es der Privatwirtschaft Japans besser als der anderer Industrienationen gelungen war, mit den Schwierigkeiten, die durch die Ölkrisen hervorgerufen wurden, umzugehen. Das Wirtschaftsplanungsamt, eine Unterabteilung des Büro des Premierministers, bescheinigte 1980 der japanischen Wirtschaft eine zwar langsame, doch stete Erholung und zunehmendes Wachstum.
 Erreicht wurde dies durch konsequente Einsparungen, Einführung von energie- und ressourcenschonenden Technologien, Entlassungen und Umstrukturierungen. Im Gegensatz dazu akkumulierten die staatseigenen Unternehmen gerade in dieser Zeit enorme Defizite, zum Teil aber auch durch die deficit spending Politik, und die zahlreichen Streiks bei der JNR seit Mitte der 70er Jahre trugen zuätzlich zu einem schlechten Image des öffentlichen Sektors bei. Die nun allgemein vorherrschende Meinung, daß die Regierung versagt hätte, erhielt weiteren Auftrieb durch die Ankündigungen von geplanten umfangreichen Verwaltungs- und Finanzreformen in Großbritannien und den USA. In Japan kam die Stimmung auf, „wenn die das können, warum geht es bei uns nicht?“. Unter der Devise „ein schlanker Staat“ (chiisa na seifu) forderte die Privatwirtschaft die Regierung auf, ihre bisherige Politk zu revidieren, die sich ja als relativ wirkungslos gezeigt hatte, und, in Favorisierung neo-liberalen Gedankengutes, Privatisierungen anzugehen, sprich ihren Beitrag zur Überwindung der Krise zu leisten. Von Spenden der Privatwirtschaft (Forderung nach Verzicht auf Steuererhöhungen) und dem Willen der Wähler (Abmahnung in der Wahl 1979, nach Ankündigung einer allgemeinen Verbrauchssteuer) abhängig, blieb der LDP-Regierung nichts anderes übrig als der Forderung, die sich durch Dôkô Toshio, den Ehrenvorsitzenden eines großen Arbeitgeberverbandes (Keidanren), artikulierte, nach einer umfassenden Finanzstruktur- und Verwaltungsreform (gyôsei kaikaku), zu folgen, und dabei den Schwerpunkt auf Ausgabenkürzung zu legen.

2.3 Innerparteiliche Machtkämpfe
Steven Vogel nennt noch einen anderen, zwar weniger entscheidenden, dennoch wichtigen Grund, der mit zur Etablierung der Zweiten Ad-hoc-Kommission zur Verwaltungsreform beitrug.
 Er verbindet die starke Reformbewegung auch mit der Person des LDP-Politikers Nakasone Yasuhiro
. Bei den Neuwahlen im Juni 1980, die auf den Tod des bis dahin amtierenden Premiers Ôhira folgten, konnte die LDP sowohl im Ober-, als auch im Unterhaus, wohl auch auf Grund von Sympathie-stimmen wegen des Todesfalles, kräftig zulegen. Neuer Premier wurde Suzuki Zenkô, der seine gefährlichsten innerparteilichen Rivalen Nakasone und Kômoto Toshio in weniger wichtige Kabinettsposten brachte
. Nakasone wurde Direktor der Administrative Management Agency (AMA), wollte aber das Beste aus seiner Aufgabe machen, sprich den unwichtigen Posten in einen wichtigen verwandeln, was dazu führte, daß die AMA unter seiner Leitung auf Grund der herrschenden äußeren Bedingungen mit dem Vorschlag einer Verwaltungsreform kam, was sich bald zu einer Bewegung auswuchs. 

2.4 Zwischenbilanz

All die hier aufgeführten Gründe in Betracht ziehend:

· die stetig steigende Staatsverschuldung,

· die Nicht-Durchsetzbarkeit neuer Steuern, oder einer Steuererhöhung,

· die Forderungen von Seiten der Wirtschaftsverbände und die Stimmung in der Bevölkerung,

· das schlechte Image des öffentlichen Sektors,

· der sich daraus ergebende Druck zur Ausgabenkürzung ,

· und schließlich die innerparteiliche Situation

ließen Premier Suzuki schließlich keine andere Wahl, als mit Nakasone zu kooperieren und die Regierung selbst an die Spitze der Reformbewegung zu stellen. So wurde Ende 1980 dann der Beschluß gefaßt, die Zweite Ad-hoc-Kommission zur Verwaltungsreform unter dem Vorsitz des Ehrenvorsitzdenden des Keidanren, Dôkô Toshio, wodurch man die Arbeitgeberverbände gleich mit ins Boot holte, einzusetzen.

Am bisherigen, zugegeben, recht kurz beschriebenen Verlauf der Ereignisse, ist aber doch recht gut der Prozeß ablesbar, wie das Zusammenspiel von bereits akkumulierten Gruppeninteressen (öffentliche Meinung, Wirtschaftsverbände) und Einzelinteressen (Nakasone vs. Suzuki), begünstigt durch ein Netz von Abhängigkeiten (Partei vs. Wähler; vs. Spender) zur Durchsetzung von bestimmten Zielen führten.

3. Die Zweite Ad-hoc-Kommission zur Verwaltungsreform

Die Zweite Ad-ho-Kommission zur Verwaltungsrefom(dai niji rinji gyôsei chôsakai) (kurz Rinchô) nahm ihre Arbeit im März 1981 auf. Sie sollte ursprünglich aus 9 Mitgliedern und 21 Experten bestehen, da jedoch die meisten Ministerien und Ämter, wie auch andere Interessengruppen, z. B. Gewerkschaften und Landwirtschafts-organisationen, einen Sprecher entsenden wollten, wurden zusätzlich ca. 50 Berater, mit ähnlichen Aufgaben, wie die der Experten, hinzugelassen.
 Technisch gesehen war Rinchô nicht mehr als eins von 200 Beratungsgreminen zu der Zeit in Japan. Allerdings besagte sein Gründungsgesetz, daß der Premierminister die Meinung und Empfehlungen von Rinchô respektieren solle
 und beide, sowohl Suzuki, als auch später Nakasone, versprachen, sich daran zu halten. Nakasone selber betonte, daß die kommende Verwaltungsreform Teil der dritten großen Umwälzung der Neuzeit nach der Meiji-Restauration 1868 und den Veränderungen nach dem II. Weltkrieg in Japan sein würde.
 Die Aufgabe der Kommission bestand in nicht weniger als: 

„conduct an overall investigation of the situation regarding public administration and [...]examine and deliberate basic matters concerning the administrative system and management reform“.

Die folgende Tabelle gibt einen kleinen Überblick über die Organisation von Rinchô, die Bereiche, mit denen sie sich befaßte, und in welchemVerhältnis dazu die Bahnprivatisierung bzw. die Privatisierung von Staatsunternehmen generell stand. Diese waren nämlich nicht, wie später der Eindruck entstand, primäres Ziel der Reformen, sondern von Anfang an nur ein Bestandteil, und für die Erarbeitung von Vorschlägen zu ihrer Umsetzung war nur eine Unterabteilung zuständig.
ORGANIZATION CHART OF THE PROVISIONAL COMMISSION FOR ADMINISTRATIVF REFORM                      As of November 25, 1982

The Commission

(9 Members)
6 Advisers



Expert Committee l*



-"philosophy" or general guideline of administrative



 reform;


21 Expert Members
-innovation of basic policies in major substantive program






 areas such as agriculture, social security, energy, science



 and education.


about 50 Councillors




Expert Committee II*

Executive Office

-reorganization of central government agencies;



-improvement of management systems including budgeting



 and accounting systerns;



-civil service reform;

-administrative procedure including the system of public

 access to government records and documents.


Executive Director



Post held ex-officio by Administrative


Vice-Minister of the Administrative
Expert Committee lll*


Management Agency
-relationships between the central and local governments;



-simplification and rationalization of regulatory programs.


Executive Vice-Director


General Affairs Division
Expert Committee IV*


Research and Documents Division
-rationalization of public corporations and industrial


Research Assistants (about 70)** 
 activities of the central government.

Expert Committees consist of Expert Members appointed by the Prime Minister and Councillors commissioned by the Chairman of the

Commission, and deliberate subject matters referred to them by the Commission.

** About 70 research assistants, most of whom are sent from the central government agencies, are grouped into 11 task forces to research mainly technical aspects of subject matters dealt with by Expert Committees and the Commission.

Source: Prepared by Rincho's Executive Office.

Quelle: Kumon S. 144.

Im Verlauf der zwei Jahre, bis zum März 1983, in denen die Kommission aktiv war, überreichte sie der Regierung fünf Berichte mit ihren Arbeitsergebnissen und Vorschlägen für Reformen. Alle in sehr bürokratischem Stil verfaßt, fast vertragsartige Abkommen, zwischen den sie betreffenden Institutionen bereits ausgehandelt, da Rinchô von Seiten der Regierung angehalten war, „realisierbare und praktische [Maßnahmen], mit sofortiger und lang anhaltender Wirkung“
 zu entwickeln. Ich gebe im folgenden die Themenbereiche der einzelnen Berichte relativ detailliert wieder, um zu zeigen, mit welcher Bandbreite sich die Reformkommission beschäftigt hat.

Der erste Vorschlag
 vom Juli 1981 beschäftigte sich vor allen Dingen mit Maßnahmen zur finanziellen Gesundung. Wichtige Punkte waren:

1. generelle Reduktion von Subventionen

2. Personalkürzungen und Ausgabenkürzungen

3. Reduktion der Belastungen des Finanzministeriums durch Nationale Krankenversicherung, Pensionen, System der Schulpflicht, etc.

4. Minimierung der Ausgaben für öffentliche Projekte, zusammen mit einer Überarbeitung großer Projekte, wie Autobahnausbau, Flughäfen, die Honshu-Shikoku-Brücken

5. Verkleinerung und Rationalisierung des Managements in öffentlichen Unternehmen, einschließlich Lohnkürzungen, Entlassungen und Überprüfung von Vollzeit Geschäftsführern

Der zweite Bericht konzentrierte sich auf die Konsolidierung und Rationalisierung von Genehmigungen und Befugnissen, welche die Regierung erteilte. Es ging unter anderem um:

1.   Verlängerung der Zeitspanne zur Inspektion von Neuwagen

2.   Vereinfachung der Führerscheinneuausstellung
3. Vereinfachung des Verfahrens und Reduzierung der Inspektionen bei Importen und Exporten

4. Liberalisierung des Datentransfers

Der dritte, auch als grundlegender bekannt gewordene Bericht vom Juli 1982, stellte in sehr weitreichender und systematischer Weise die zugrunde liegende Philosophie und Ideale der Verwaltungsrefom da und eine komplette Überprüfung der innen- und außenpolitischen Hauptlinien. Konkrete Reformvorschläge waren:

1. die Verstärkung der Funktion des Kabinetts, die Arbeit einzelner Ministerien und Ämter zu koordinieren

2. die Etablierung eines „Umfassenden Verwaltungsamtes“, um über die einheitliche Verwaltung von Personal und Orgnisationen, die Koordinierung von  den verschiedenen Behörden zu erreichen

3. die Umverteilung von Aufgaben der Zentral- und Lokalverwaltungen, das Lösen von regionalen Problemen in den Regionen

4. die radikale Reform staatseigener Unternehmen, speziell ihre Privatisierung (hier wurden auch schon spezielle Maßnahmen, wie die Aufsplittung der Bahn vorgeschlagen)
Der vierte Bericht der Kommission kam im Februar 1983 und beinhaltete den Vorschlag der Schaffung einer Folge-Kommission, nach der Auflösung von Rinchô, um die Fortschritte der Regierung bei der Umsetzung der Vorschläge zu beobachten und neue Hinweise zu geben.

Der fünfte und letzte Bericht vom März 1983 war eine Art Ergänzung zum dritten. Er betonte noch einmal die Notwendigkeit, die Finanzstrukturreform ohne Steuererhöhungen umzusetzen, und machte dann folgende Vorschläge:

1. die Schaffung von Systemen und Institutionen, die die Arbeit von Verwaltungsbehörden, welche sonst unabhängig und getrennt voneinander wirken, obwohl ihre Arbeitsbereiche doch verknüpft sind,  angleichen und koordinieren

2. Reorganisation und Rationalisierung der internen Struktur von Ministerien und Behörden

3. Rationalisierung der Arbeit von staatlichen Einrichtungen, wie Post, Forstverwaltung und staatliche Krankenhäuser

4. Wiederbelebung und/ oder Liqidation von Firmen unter Sonderstatus (staatlich und  halbstaatlich)

5. Schließung, oder Verkleinerung regionaler Niederlassungen von Ministerien und Behörden der Zentralregierung

6. weitere Vereinfachung von Subventionen, Genehmigungsverfahren und Befugniserteilungen

7. Reorganisation des Budgetierungssystems und der öffentlichen Investitionen und Finanzierungen

8. Maßnahmen zur Zugänglichmachung von Verwaltungsinformationen für die Öffentlichkeit und zur Modernisierung der Verwaltung durch Automatisierung (Stichwort IT)

Die Meinungen über die gemachten Reformvorschläge gehen sehr weit auseinander. Während Teile der Öffentlichkeit sie als nicht weit genug gehend und eher lauwarm in Bezug auf Ausgabenreduzierung, Personalabbau und Umstrukturierung der Verwaltung bezeichneten, meinen andere wiederum, sie gingen zu weit in die falsche Richtung mit den Sozialkürzungen und Stellenabbau im öffentlichen Sektor.

In wieweit die gemachten Reformvorschläge auch tatsächlich umgesetzt wurden, oder ob sie in Ansätzen steckblieben, kann ich an dieser Stelle nicht beantworten. Eines ist jedoch auch im Hinblick auf bisherige Ergebnisse unseres Seminars herauszustellen, das ist die Arbeitsweise der Unterausschüsse von Rinchô und die sequenzialisierte Veröffentlichung der Berichte. Zum einen fanden viele Treffen und Anhörungen mit den, von den geplanten Reformen betroffenen Behördenvertretern, statt. Das bedeutet Kommunikation zwischen den Akteuren. Ihre jeweiligen Ressourcen münden in einen Verhandlungs- und Kooperationsprozeß. Zum anderen die Sequenzialisierung der Ziele/ Berichte. War ein Thema aufgearbeitet und ausgehandelt, wurde es veröffentlicht, zur Implementation freigegeben. Wobei von Mal zu Mal Reaktionen der Öffentlichkeit und momentan nicht betroffener Behörden beobachtet und beim weiteren Vorgehen, den nächsten Vorschlägen berücksichtigt werden konnten.
 Ganz im Sinn des oberflächlichen/ weichen Steuerungsbegriffs von Fritz Scharpf in der Debatte mit Niklas Luhmann um politische Steuerung. 

Bei den obigen, teilweise vielleicht zu detaillierten Ausführungen, ging es mir aber lediglich darum, zu zeigen, daß die Umstrukturierung/ Privatisierung der japanischen Staatsbahn und anderer Staatsunternehmen nicht aus dem Nichts heraus auf der Agenda erschien, sondern als Teil eines längeren Prozeßes, auch Verhandlungs- und Kooperationsprozeßes zwischen sehr unterschiedlichen Interessengruppen, gesehen werden muß. 

4. Die Privatisierungen in den 80er Jahren

Als ein großes Ziel der Reformen muß die Sanierung des Staatshaushaltes gesehen werden, dessen Schieflage ja der hauptsächliche Grund für das Einsetzen der Kommission gewesen war. Als geeignete Maßnahme rückte die Privatisierung der Staatsbahn (kokutetsu) in den Mittelpunkt der Betrachtungen, da deren rasch anwachsendes Defizit, neben den Subventionen für Reis (kome) und den steigenden Ausgaben für die Krankenversicherung (kenkô hoken), kurz die drei Ks genannt, als größte Belastung galt.
 Neben der Bahn sollten aus dem öffentlichen Sektor aber auch die staatliche Telefongesellschaft (NTT) und die staatliche Monopolgesellschaft für Tabak und Salz privatisiert werden. Beide nicht defizitär, stand hier wohl eher der finanzielle Erlös, als eine Ausgabenkürzung im Vordergrund.
 

Ein weiterer Grund mag der zunehmende Druck aus dem Ausland gewesen sein, vor allem die USA versprachen sich die Öffnung eines neuen Marktes und Japan mußte, um Handelsspannungen zu vermeiden, nachgeben.
 Hinzu kommt der Umstand, daß mit Privatisierungen des öffentlichen Sektors die hier agierenden, meist links-gerichteten, Gewerkschaften erheblich geschwächt werden können. Der  Dachverband der Eisenbahnergewerkschaften, Sôhyô, unterhielt enge Beziehungen zur Sozial-demokratischen Partei Japans (Shakaitô, SDPJ), die der LDP Ende der 70er Jahre, vor allem bei Kommunalwahlen begann, den Rang abzulaufen. Gerade die Gewerkschaften Kokurô und Dôrô kämpften seit der Umwandlung der Bahn in ein staatliches Unternehmen 1949 immer wieder mit illegalen Streiks für das Recht zum Streiken, Gehaltserhöhungen, oder bessere Arbeitsbedingungen. Auch vor Gericht waren sie erfolgreich. Politisch stark motiviert, trugen sie auch oft die Forderungen der oppositionellen Shakaitô, als deren Arm auf die Straße. Jetzt tat sich eine Möglichkeit für die LDP auf, den politischen Gegener nachhaltig zu schwächen.

4.1 Ziele der Privatisierung der Staatsbahn

Die Ziele, die mit der Privatisierung verfolgt wurden, wurden eigentlich nirgendwo eindeutig aufgelistet. Köster (1998, S. 92) nennt folgende vier Bereiche:

1. Steigerung der betriebswirtschaftlichen Effizienz (Steigerung des Verantwortungsbewußtseins auf Seiten des Managements und der Belegschaft, etc.)

2. Konsolidierung des Haushaltes und Verringerung der Staatsverschuldung

3. Erweiterung des staatlichen Handlungsspielraumes (JNR Schuldenabbau durch Aktien- und Aktivaverkauf, Verwendung der eingesparten Subventionen für andere Maßnahmen)

4. Schwächung der Gewerkschaften

Doch warum war die JNR eigentlich in solch schwerwiegende Finanznöte geraten?

4.1.1 Gründe für das finanzielle Defizit der JNR

Um nicht den kompletten Inhalt des Referats aus dem Seminar hier wiederzugeben, werde ich mich hier auf eine stichpunktartige Auflistung der wichtigsten Gründe beschränken. Zum ersten ist hier die eingeschränkte Autonomie, das Hineinregieren der Politik in die Unternehmensführung der JNR zu nennen. Das Budget war abhängig von der Zustimmung durch Finanz- und Verkehrsministerium und dem Parlament. Mit zunehmendem Defizit benötigte die JNR Budgeterweiterungen. Um diese zu erreichen, bediente sie sich ihrer Kontakte zu LDP-Politikern, die ja in allen drei Institutionen einflußreich vertreten waren. Als Gegenleistung wurde von der JNR erwartet, sich nur auf bestimmte Zulieferer, zudem zu überhöhten Preisen, aus den Wahlkreisen der entsprechenden Politiker zu beschränken. Die Firmen unterstützten diese Politiker meist mit Wahlkampfspenden.

Das Parlament hatte weiterhin bis 1977, auch über die Erhöhung der Tarife zu befinden. Erhöhungen wurden aber grundweg abgelehnt, man befürchtete Unmut bei den Wählern, gerade in den ländlichen Räumen, dem stärksten Rückhalt der LDP. So konnten natürlich steigende Lohnkosten, Inflation, etc. nicht annähernd gedeckt werden. Nachdem diese Regelung abgeschafft war, kam es in den fünf Jahren nach 1977 jährlich zu Tariferhöhungen, was nicht gerade ein positives Image der Bahn erzeugte.

Der nächste Punkt war ein verändertes Verkehrsaufkommen. Straße und Küstenschiffahrt, sowie ein veränderter Transportbedarf seitens der Industrie, wo ein Strukturwandel stattfand, ließen den Güterverkehr zurückgehen und das Personenaufkommen stagnieren.

Noch ein Punkt war das Festhalten an defizitären Strecken. Stilllegungen wurden nicht genehmigt, im Gegenteil, die JNR wurde sogar gezwungen, nicht rentable „politische Strecken“, so z. B. die Hochgeschwindigkeitsstrecken des Shinkansen in den Norden Japans, aufzukaufen, und zu betreiben. Über den Bau solcher Strecken entschieden Politiker meist im Hinblick auf ihren Wahlkreis, gebaut und vorfinanziert wurden sie duch die staatliche Japan Railway Construction Public Corporation, um dann durch die JNR übernommen zu werden (Allgmeinwohlauftrag der Bahn).

Ein weiterer Punkt ist der personelle Überhang. Nach dem Krieg mußte die Bahn auf Anweisung, Rückkehrer aus den Kolonien und besetzten Gebieten (z. B. Angestellte der Südmanschurischen Eisenbahn), sowie ehemalige Soldaten  einstellen, deren Rentenverbindlichkeiten die Bahn Ende der 70er zusätzlich belasteten.

Zu alledem addieren sich noch der eingeschränkte Handlungsspielraum des Managements, die Vorgehensweise der Gewerkschaften, die einer landesweit operierenden großen Firma, welche aufgrund des öffentlichen Charakters nicht bankrott gehen kann, eigene Mentalität  und Arbeitsweise der Angestellten.

Das führte zu einer „Schuldenhölle“, und hier unterscheiden sich die Angaben der Autoren, deshalb runde ich, von tatsächlichen Schulden und langfristigen Verbindlichkeiten von ca. 350 Mrd. DM im Jahr vor der Privatisierung, 1986, (der Einfachheit halber hier noch die alte Währung).

4.2 Vom Vorschlag zur Privatisierung

Etwa gleichzeitig mit der Einsetzung der Ad-hoc-Kommission und der Veröffentlichung der ersten Arbeitsergebnisse, fand eine massive Beeinflussung der Öffentlichkeit durch die Presse statt.
 Ausführlich wurden die herrschenden Mißstände bei der JNR beschrieben, begleitet von der Forderung nach Veränderung. Die Bevölkerung, durch häufige Streiks und inzwischen jährliche Preiserhöhungen strapaziert, reagierte positiv.

Auch die LDP rief zu der Zeit eine innerparteiliche Kommission zur Untersuchung der Staatsbahnproblematik ins Leben, lag es doch in ihrem ureigensten Interesse, die Bahn zu privatisieren. Das nach ihrem Vorsitzenden Mitsuzuka benannte Komitee, veröffentlichte zahlreiche Berichte und Bücher, alle mit dem Ziel, die Akzeptanz einer Privatisierung zu steigern.

4.2.1 Das Überwachungskomitee zur Restrukturierung der Staatsbahn 

Im Juni 1983 nahm, entsprechend der Empfehlung des vierten Berichts der Ad-Hoc-Kommission, das Überwachungskomitee zur Restrukturierung der Staatsbahn seine Arbeit auf. Es hatte keinen Sonderstatus mehr und sein Aufgabe bestand darin, den dritten Bericht der Ad-hoc-Kommission als Grundlage nehmend, konkrete Maßnahmen zur Privatisierung der Staatsbahn zu erarbeiten. Das Komitee befaßte sich zwei Jahre mit der Problematik und legte in dieser Zeit mehrere Berichet vor, der wichtigste von allen, das Abschlußgutachten an den Premierminister vom 26.7.1985 mit dem Titel „Ratschläge bezüglich der Staatsbahn-Reform – für die Zukunft der Eisenbahn“.
 Bestehend aus vier Teilen, wird in Teil eins die Notwendigkeit einer Reform und die Unumgänglichkeit der Privatisierung und Aufspaltung begründet. Der zweite Teil legte Maßnahmen zu einer effizienten neuen Form der Bahn dar. Teil drei schlug Lösungsmöglichkeiten für bei der Privatisierung auftretende Probleme (sozialverträglicher Personalabbau, Regelung der Schuldenfrage) vor. Im vierten Kapitel wurde sodann der zeitliche Rahmen festgelegt, in dem alles ablaufen sollte. Am 11.10.1985 nahm das Kabinett die Vorschläge an und es wurde beschlossen, in der nächsten Sitzungsperiode des Parlaments entsprechende Gesetzentwürfe einzubringen. Bereits im Mai 1986 trat das „Gesetz über über die freiwillige Auflösung von Arbeitsverträgen“ in Kraft und erhöhte den Druck auf die Gewerkschaften. Alle Angestellten sollten gekündigt und von den am 1.4.1987 ihre Arbeit aufnehmenden Gesellschaften neu eingestellt werden. Von den 1986 noch 276 000 Beschäftigten der JNR, rechnete man mit einem Bedarf bei den neuen Unternehmen von 183 000. Etwa 32 000 sollten zusätzlich eingestellt werden, der Rest durch freiwilliges Ausscheiden mit Abfindungoder Umschulungen aufgefangen werden.

Die anderen Gesetze enthielten inhaltlich folgende Regelungen:

1. Aufteilung der JNR ab 1.4.1987 in 21 Gesellschaften

2. sechs regionale Gesellschaften übernehmen das Netz (siehe Anhang 7.2)

3. den Frachtverkehr übernimmt eine landesweit agierende Gesellschaft

4. der Shinkansenteilgeht an eine Holding, welche an die anderen Gesellschaften vermietet

5. dreizehn Busgesellschaften ersetzen stillgelegte Strecken

6. Teile der Schulden sind durch den Verkauf von insbesondere Grundbesitz

abzutragen

Die Tatsache, daß die Gesetze so zügig gegen einen Widerstand, den ich weiter unten noch beschreiben möchte, durchgesetzt werden konnten, wird von 2 Faktoren begünstigt. Zum einen ist dies der „erdrutschartige“ Sieg der LDP in den Doppelwahlen (Ober- und Unterhaus) von 1986, als deren „Vater“ Premier Nakasone gilt,
 der seine politische Karriere an die Reformen hängte. Zum anderen fand die LDP aber auch Unterstützung bei anderen Parteien.

4.3 Stimmen zur Privatisierung 

Parteien

Sowohl die unter buddhistischen Einfluß stehende Partei Komeitô,als auch die sozialdemokratische Minshatô hatten sich in ihren Parteiprogrammen zur Verwaltungs- und Finanzreform bekannt, und unterstützen die LDP nach Kräften. Die Kommunistische Partei Japans (KPJ, Kyôsantô) war strikt dagegen, während sich die Shakaitô zwar für eine Privatisierung aber gegen eine Aufsplittung aussprach. Nach ihrer Wahlniederlage 1986, schwand damit jeder ernst zu nehmende Widerstand im Parlament.

Das JNR Management

Um zu retten, was zu retten war, war das Management der JNR 1985 mit einem eigenen Reformplan aufgewartet, der sich für eine Privatisierung unter anderen Bedingungen aussprach, sich aber gleichzeitig gegen eine Aufspaltung wandte. Da der Plan der Regierungslinie zuwider lief, wurde die JNR Führung entlassen/ trat zurück und durch plankonforme Manager ersetzt.

Die Gewerkschaften

Seit dem Einsetzen der Ad-hoc-Kommission 1981, erhöhte sich der Druck auf die Gewerkschaften beständig, wobei meine kurze Darstellung keinesfalls der Komplexität des Themas gerecht werden kann. Anfangs noch im Kampf mit der Gewerkschaft Kokurô vereint, wechselte Dôrô Mitte 1986 zu den gemäßigteren Positionen und versuchte sich zu arrangieren. Hauptgrund hierfür war wohl der angekündigte Stellenabbau (Entlassungen, dann Neueinstellungen). Jede Gewerkschaft versuchte, so viele ihrer Mitglieder wie möglich unterzubringen. Auf diese Weise isoliert, verlor Kokurô auch immer mehr Mitglieder, für die Neueinstellungen wurden Personalbewertungsbögen der alten JNR herangezogen, eine Mitgliedschaft in der radikalen Gewerkschaft galt als ungünstig. Es wurden sogar nach eigenen Angaben 34 Millionen Unterschriften gegen die Privatisierung gesammelt,
 was jedoch auch nichts an der Tatsache ändern konnte, daß am 1.4.1987 die alte JNR aufhörte, zu existieren.

5. Die Privatisierung der JNR 

Am 1.4.1984 begannen die neuen Gesellschaften, ihre Arbeit aufzunehmen. Es kann hier aber noch nicht von ein Privatisierung, im Sinne einer Eigentumsprivatisierung, gesprochen werden, da sämtliche Firmenanteile im Besitz der JNR Settlement Corporation, die sich zu einhundert Prozent in Staatsbesitz befand, waren. Es ist wohl eher von einer Umstrukturierung zu sprechen (vgl. Übersicht im Anhang 7.1). Ich möchte hier auch nicht auf all die Einzelheiten der Umstrukturierungsmaßnahmen eingehen, weil ich zwangsläufig zu kurz greifen würde und die Darstellungen bei Köster 1998 und Ishikawa & Imashiro wesentlich anschaulicher sind. Zudem war es auch nicht meine Absicht die Privatisierung als solche, sondern den langen Prozeß zu ihrer Umsetzung darzustellen, das Thema in einen größeren Zusammenhang zu stellen, und für unser Seminar doch noch interssant zu machen.

6. Für und Wider des Themas als Testfall – Seminarbezug 

Zum Abschluß möchte ich noch einige Bemerkungen, zum Thema als Testfall machen. Gegen eine Wiederaufnahme spricht, daß viel Material zur Verwaltungsreform auf Japanisch vorliegt, in europäischen Sprachen eher weniger. Die Bahn bleibt natürlich Subsystem der Wirtschaft und als solches zu klein für eine Betrachtung. Zum anderen ist auch die Teilnehmerzahl im Seminar entscheidend, wir sind schon mit vier Themen ausgelastet.

Für eine Weiterverfolgung, wenn man sich auf den Prozeß der Verwaltungsreform bis 1987 konzentriert, sprechen die umfassende Einbindung und Aktivierung aller erdenklicher Interessenvertreter (Parteien, Wirtschaftsverbände, Gewerkschaften, Medien, Teile der Öffentlichkeit), die wirklich über Jahre dauernden Bemühungen/ Verfolgung der Pläne, das Vorhandensein von Plänen und deren Umsetzung als Solche und nicht zuletzt der Fakt, das es sich mal um ein Land außerhalb des europäisch-amerikanischen Kontextes handelt, was bestimmt einen Reiz in sich birgt.

In welchen Zusammenhang läßt sich nun aber der Prozeß der Verwaltungsreform nun mit unseren bisherigen Erkenntnissen zum „Unmöglichkeitstheorem“, niedergelegt in unserer Matrix der Rationalitätszweifel, bringen? Die hier angeführten Beispiele lassen sich problemlos aus dem dem Prozeß heraus ablesen, die angefügten Erklärungen sind jedoch meine Spekulation.

1. gesellschaftstheoretische Aspekte

In der Arbeits- und Vorgehensweise der Zweiten Ad-hoc-Kommission zur Verwaltungsreform läßt sich sehr schön der empirische Beweis für Fritz Scharpfs akteursbezogenen, weichen Steuerungsbegriff finden. „Kontextsteuerung“ im Sinne von H. Willke findet statt.

2. Meso-Ebene

sachlich: Bei der Konstitution des Akteurs Ad-hoc-Kommission kam es nicht zu einer Zielverschiebung, trotz der Beteiligung von Wirtschaftsverbänden und sich feindlich gegenüber stehenden Ministerien. Mögliche Erklärungen sind die von vornherein ungenaue Zieldefinition (Sanierung der Finanzen durch Ausgabenkürzung, Verwaltungsreform), die seperate Behandlung von Themen in Unterausschüssen (Teilung), die charismatische Führungspersönlichkeit des Vorsitzenden Dôkô.

zeitlich: Die demokratischen Organisationen LDP und die Gewerkschaft Kokurô hatten keine Probleme ihre langfristigen Handlungsprogramme, die LDP den Reformprozeß, Kokurô die Abwehr der Privatisierung gegen Revisionswünsche, über eine Zeitspanne von mindestens 7 Jahren durchzuhalten. Gründe hierfür sind vielleicht die Persönlichkeit Nakasones als Parteichef (bringt der Partei 1986 einen Wahlsieg, die persönliche Verknüpfung von Polit-Karriere und Reform)und die Verfolgung von nicht nur einem Ziel seitens der LDP(Klientelbedienung der Wirtschaftsverbände, Schwächung des politischen Gegners).

Bei der Gewerkschaft ging es um die Daseinsberechtigung, den Grund ihrer Existenz, ihre Grundposition, über die sie sich selbst definierte.

3. Makro-Ebene

sozial: Die Gesellschaft ist zwar kein Kompositum homogener determinierter Individuen, was aber, wenn sich die schon in Gruppen/Organisationen, als deren Ziele, gebündelten Interessen gleichen bzw. in einer multiblen Nutzendimension zusammenkommen?

Soweit einige Überlegungen von mir, nicht sehr viele, aber doch die, die mir sofort ins Auge gesprungen sind. Ich hoffe, daß wir das Thema vielleicht doch aufgreifen können und bei intensiverer Bearbeitung einige Punkte mehr finden werden.
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7. Anhang
7.1 Umstrukturierung der japanischen Staatsbahnen (Übersicht)

Quelle: Köster, K.: Die Privatisierung der japanischen Staatsbahn – eine Reform?, 1995, S.181
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7.2 Überblickskarte der Streckenaufteilung

Quelle: Japan National Railways, 

            entnommen aus Mayer, H. J.: Die Reform der japanischen Staatsbahn, 1987, S. 69
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� Siehe Köster 1998, S.26 ff.


� Vgl. hierzu Köster 1998, S. 89; Kumon S. 147 ff. und Itô S. 79.


� Kumon S. 147 ff.


� Ôhira war Premierminister von Nov. 1978 bis zu seinem Tod  im April 1980.


� Siehe Köster 1998, S. 90.


� Siehe Kumon S.152.


� Siehe Vogel S. 56 f.


� Nakasone wurde 1982 Premierminister und blieb bis 1987 im Amt. Eine relativ lange Periode.


� Seit ihrer Gründung 1954 stellte die LDP bis 1993 durchgängig die stärkste Regierungspartei. Dies war ihr möglich, weil sie entsprechend den Umständen (Bestechungsskandale, Meinungswandel in der Bevölkerung, etc.) immer einen neuen Kandidaten aus den eigenen Reihen präsentieren konnte. Die LDP war und ist innerlich in wechselnde Faktionen gespalten, Gruppen von Abgeordenten, die sich um einen Wortführer sammeln. Diese einzelnen Faktionen besetzen Positionen innerhalb eines sehr breiten Spektrums. Zum Zeitpunkt der Wahl 1980 waren es fünf Faktionen, von denen Nakasone und Kômoto jeweils eine führten, also durchaus Anspruch auf den Posten des Ministerpräsidenten hatten.


� Siehe Kumon S. 143.


�          -"-


�          -"-        S. 156. 


�          -"-        S. 145.


� Siehe Kumon S. 145.


� Alle Inhalte, auch die der folgenden Berichte, sind dem Artikel von Kumon entnommen.


� Die Ministerialbürokratie in Japan ist, im Gegensatz zu der anderen Länder, weitaus mächtiger. Der Stellvertretende Minister kommt immer aus den Reihen der Ministerialbürokraten und nicht selten verfolgen er und die Beamten eine eigene Art von Politik in Abgrenzung zu anderen Ministerienim „Kampf“ um Zuständigkeiten und dem damit verbundenen Einfluß, der Entscheidungsgewalt über Prozesse, dem Prestige in der Öffentlichkeit. Gegen ihren Willen kann nicht viel erreicht werden. Jüngstes Beispiel ist das Scheitern und Ausscheiden der Außenministerin Tanaka Makiko zu Beginn diesen Jahres, nach nicht einmal einem Jahr im Amt, bei ihremVersuch des Aufdeckens von Korruption im und der Reform des Außenministeriums.


� Siehe Kumon S. 163 f.


� Siehe Itô S. 83 f. 


� Siehe Kobayashi S. 5 ff.


� Siehe Köster 1998, S. 91.


� Siehe Yamamoto S. 339.


� Siehe Köster 1998, S. 91 f.


� Siehe Mochizuki S. 186 und Köster 1998, S. 94.


� Siehe Flunkert S. 69.


� Siehe Mayer S. 67.


� Siehe Mayer S. 67.


� Siehe Köster 1998, S. 98.


� Siehe Itô S. 82.
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